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Sachverhalt und Anträge 

I. 	Auf die am 11. Mai 1985 angerneldete und am 

27. November 1985 verOffentiichte europaische Patent-

anrneidung Nr. 85 105 822.2 wurde am 21. September 1988 

das europische Patent Nr. 0 162 393 erteilt. 

II. 	Der von der Beschwerdegegnerin (Einsprechenden) am 

20. Juni 1989 eingelegte Einspruch stQtzte sich bezuglich 

der unabhàngigen Patentanspruche auf den Einspruchsgrund 

gemag Artikel 100 a) EPU (fehlende Neuheit) im Hinblick 

auf foigende Druckschriften: 

Di: 	GB-A-i 325 304 

US-A-2 395 189. 

Im Laufe des Einspruchsverfahrens hat die Patentinhaberin 

(Beschwerdeführerin) noch auf die Druckschrift 

Antriebstechnik 22 (1983), Nr. 6, Seiten 35 bis 37 

"Eigenschaften und Anwendung von Sinterreibwerk-

stoffen" 

verwiesen. 

Die Einspruchsabteilung hat das Patent mangels 

erfinderischer Ttigkeit im Hinblick auf die Druck-

schriften Dl und D2 mit Entscheidung vom 14. Juni 1991 

widerruf en. 

III. Gegen diese Entscheidung hat die BeschwerdefQhrerin 

(Patentinhaberin) am 5. Juli 1991 Beschwerde eingelegt 

und die BeschwerdegebQhr bezahit. Die Beschwerde-

begrundung ist am 26. September 1991 eingegangen. 
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Es wurde am 23. November 1993 rnQndlich verhandelt. 

In der mündlichen Verhandlung Qberreichte die Beschwerde-

fQhrerin neue AnsprUche 1 bis 9 und eine neue 

Beschreibung (Spalten 1 bis 10) und beantragte, das 

Patent auf der Basis dieser geanderten Unterlagen und der 

erteilten Zeichnungen aufrechtzuerhalten. 

Der Patentanspruch 1 hat folgenden Wortlaut: 

"Synchronisierring und/oder Synchronisier-Gegenkonus, für 

handbediente Schaltanordnungen in Kfz-Getrieben, mit 

nicht ebenen und/oder geometrisch nicht abwickelbaren, 

geschrnierten Reibflachen, wobei für die Reibf1.che ein im 

ebenen Zustand separat vorgefertigter ReibkOrper (1) 

verwendet ist, weicher auf einen BasiskOrper aus Metall 

material—, form- oder kraftschlQssig unter Umformung 

aufgebracht ist, dadurch gekennzeichnet, dag der 

ReibkOrper (1) aus einem Trágerblech mit einem auf diesern 

aufgestreuten, ansch1ie1end aufgesinterten und dann durch 

em- oder mehrmaliges Pressen verdichteten Streusinter-

Reibbelag gebildet ist." 

Die abhãngigen Vorrichtungsanspruche 2 bis 8 richten sich 

auf besondere Ausfuhrungsformen der Vorrichtung nach 

Anspruch 1. Der Anspruch 9 betrif ft ein Verfahren zur 

Herstellung eines Synchronisierrings und/oder 

Synchronisier-Gegenkonus nach einern der AnsprQche 2 bis 

8. 

Die Argumente der BeschwerdefUhrerin zur StQtzung ihres 

Antrags lassen sich wie folgt zusammenfassen: 

Am Anmeldetage seien in der Praxis ReibkOrper von 

Synchronisiervorrichtungen aus Messing bzw. mit Papier- 

oder Molybdanbeschichtuflg Qblich gewesen. Die Druck-

schrift Dl betreffe keinen Synchronisierring, sondern 
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eine ungescbxnierte Bandbremse oder Kupplung, was an den 

relativ groIen, rillenlosen ReibkOrper-Segmenten 

erkennbar sei. Die das Sintern des ReibkOrpers 

betreffenden Angaben in der Beschreibungseinleitung seien 

als aligemeine AusfUhrungen zu bewerten, aus denen keine 

SchiUsse auf ein spezielles Sinterverfahren gezogen 

werden kOnnten; im Ausfuhrungsbeispiel, bei dem die 

einzelnen Sinter-Arbeitsg&nge genannt seien, werde jedoch 

ausdrücklich auf das Vorverdichten des auf das Träger-

blech aufgestreuten Pulvers vor dern ersten Sintervorgang 

hingewiesen. Es handle sich somit nicht urn das bei der 

Erfindung verwendete Streusinterverfahren, bei dem das 

aufgestreute Pulver vor dem Sintern nicht verdichtet 

werde und bei dem aus diesem Grunde beim Sintern nur 

kleine SinterbrQcken entstQnden. Ant Anrneldetag sei die 

Fachwelt der Ansicht gewesen, ein nach dern 

Streusinterverfahren hergesteliter Belag habe nur eine 

geringe Festigkeit und kônne daher hohen Flchen-

pressungen und Temperaturbelastungen nicht widerstehen. 

Die diesen Feststellungen scheinbar widersprechenden 

Angaben in der D3 bezuglich der hohen Belastbarkeit und 

der hohen AnpreJdrOcke bei Lainellenkupplungen mit 

gesinterten Reibbelgen seien nur als relative Angaben zu 

werten. Die Belastungen von Synchronringen lägen nárnlich 

wesentlich hoher als bei Lamellenkupplungen, wie dies der 

in der Beschreibungseinleitung des angefochtenen Patents 

genannten Literatur entnomrnen werden konne. Bei 

LarnellenkupplUngen sei es aufgrund der zur VerfUgung 

stehenden wesentlich grOEeren Reibflchen nicht notig, 

bis an die Belastungsgrenze der Sinterbe1ge zu gehen. In 

der Fachwelt hätten Vorbehalte bestanden, ob sich der 

bisher nur für ebene Larnellenscheiben benutzte 

Streusiriterbelag zur Fertigung von Synchronisierring-

Reibfl.chefl beschdigungsfrei krurnmen lt und ob er die 

hOheren GrenzbelastUngen aush1t. Die Synchronringe nach 

der Erfindung hatten aber entgegen aller Vorbehalte zu 

einer UberdurchschnittliChefl Verbesserung wesentlicher 

2466 .D 
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Eigenschaften gegenuber den herkOmmlichen Ringen gefuhrt. 

Die verfahrensbezogenen Angaben irn Vorrichtungsanspruch 1 

seien zulässig, denn ein nach dern Streuverfahren 

gesinterter Reibbelag kOnrie ohne weiteres von einem 

normal gesinterten unterschieden werden. 

VII. Die Beschwerdegegnerin beantragte die ZurQckweisung der 

Beschwerde. Sie widersprach den AusfQhrungen der 

BeschwerdefQhrerin und machte im wesentlichen folgendes 

gelt end: 

In der D3 sei das Anwendungsgebiet "Getriebe" 

ausdrUcklich erwähnt und es seien auch die hOheren 

Anprel!,drQcke im 011auf angesprochen. Im Anschlug an die 

Beschreibung des Streusinterverfahrens bei Reiblamellen 

sei angegeben, dais der Reibbelag, au1!er auf Lamellen, 

auch auf Brerns- und Kupplungselemente aufgesintert werden 

kOnne. Durch den Hinweis, daJ3 das Sinterpulver Ilzumeist 

analog dem Folienverfahren aufgebracht" werde, komrne zum 

Ausdruck, dais die Verwendung des zuvor erluterten 

Streusinterverfahrens nicht ausgeschlossen werde. 

Weiterhin sei es Qblich gewesen, mit Sinterbelag 

versehene Bleche Biegeversuchen zu unterwerfen, urn die 

ausreichendé Haftung des Sinterbelags zu Qberprüf en. 

Gegen das Biegen und Umforrnen von Sinterbe1gen habe es 

somit keinen Vorbehalt der Fachwelt gegeben. Zudem 

of fenbare bereits die Dl in ihren AnsprQchen 1 und 2 

sowie in der Beschreibungseinleitung Seite 1, Zeilen 52 

bis 63 das Aufsintern von Reibflachen auf das biegsame 

Tragerbiech eines bandfOrrnigen ReibkOrpers ohne 

Vorverpressen des aufgestreuten Sinterpulvers. Das 

Streusintern sei somit in der Dl zumindest als eine 

AusfuhrungsmOglichkeit erwhnt, wobei ausdrQcklich auf 

die Verwendung von Reibbelgen auch für 

Reibungskupplungen verwiesen sei. Die in der Dl gezeigten 

Reibbãnder seien auch für die Anwendung im 011auf 

gedacht. Aufgrund der Verwendung des Streusinter- 
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verfahrens sei es auch of fensichtlich nicht nOtig, auf 

den gezeigten ReibbelagblOcken Verdrngungsnuten 

vorzusehen. Es sei aus diesen GrQnden für den Facbmann 

naheliegend gewesen, das in der D3 auch für Getriebe 

empfohlene und gemdS Dl für Bremsbãnder bzw. Kupplungen 

ailgemein verwendete Streusinterverfahren zur Herstellung 

von Synchronring-ReibkOrpern gemag Fig. 6, 7 der D2 zu 

benutzen. Im Qbrigen sei der nach dem Streusinter-

verfahren aufgebrachte Reibbelag von einem normalen 

Sinterreibbelag am fertigen Produkt nicht zu unter-

scheiden. Bei der Prufung auf PatentwQrdigkeit mUiten 

somit die das Streusinterverfahren betreffenden 

Verfahrensmerkmale des Anspruchs 1 au1er acht gelassen 

werden. Die dann im Anspruch 1 noch verbleibenden 

Merkmale seien von der D2 vorweggenommen. Da der durch 

seine Herstellung gekennzeichnete Synchronisierring nach 

dem angefochtenen Patent nicht spezifisch erkennbar sei, 

konne er nicht in einem Vorrichtungsanspruch durch seine 

Herstellungsmerkrnale geschutzt werden. Des weiteren 

beruhten die gunstigen Eigenschaften des beanspruchten 

Gegenstandes nicht auf der Verwendung des Streusinter-

verfahrens, sondern auf der hohen Festigkeit des 

gesinterten Belags, die erst durch das Nachpressen 

erzeugt werde. 

Exit scheiduxigsgrüude 

1. 	Die Beschwerde entspricht den Erfordernissen der 

Artikel 106 bis 108 sowie den Regein 1 (1) und 64 EPU; 

sie ist zu1ssig. 

2411,b. D 	 .../... 
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ZuLssigkeit der geanderten Unterlagen 

(Artikel 123 (2, 3) EPU 

Der geltende Anspruch 1 enthalt die Merkmale des 

ursprUnglichen Anspruchs 1, wobei sich die Beschrãnkung 

auf Synchronisierring und/oder Synchronisier-Gegenkorius 

aus dem letzten Absatz der ursprUnglichen Beschreibung 

Seite 18 ableiten 1äft. Die Vorfertigung eines 

ReibkOrpers irn ebenen Zustand und die anschliel?,ende 

Umforrnung beirn Aufbringen auf den BasiskOrper ist in der 

ursprunglichen Beschreibung Seite 10, Zeilen 14 bis 25 

beschrieben. 

Die Merkmale des abhngigen Anspruchs 2 sind hinsichtlich 

der em- oder mehrteiligen Ausbildung des ReibkOrpers von 

den Figuren und un Ubrigen von der ursprUnglichen 

Beschreibung Seite 12, Zeilen 6 bis 8 gestUtzt. 

Die AnsprUche 3 bis 5 entsprechen den ursprunglichen 

AnsprQchen 2 bis 4 und die AnsprUche 6 bis 9 entsprechen 

im wesentlichen den ursprUnglichen AnsprUchen 7, 5, 6 und 

8. Die Beschreibung ist den geanderten AnsprUchen 

angepaJt und enthalt zusätzliche Angaben im Hinblick auf 

den Stand der Technik. 

Die geltenden Unterlagen entsprechen sornit den 

Anforderungen von Artikel 123 (2) EPU. 

Der Anspruch 1 enthält u. a. auch alle Merkrnale des 

erteilten.Anspruchs 1. Sein Schutzumfang ist demnach 

eingeschränkt worden und er ist somit auch nicht irn 

Hinblick auf Artikel 123 (3) EN) zu beanstanden. 

Gegenstand des angefochtenen Patents, Aufgabenstellung 

3.1 	Der Anspruch 1 des angefochtenen Patents bezieht sich auf 

einen Synchronisierring, wie er in der D2 dargesteilt und 

2466.D 	 . . .1... 
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beschrieben ist. Der gem&S dent Ausfuhrungsbeispiel nach 

den Figuren 6 und 7 der D2 mm ebenen Zustand separat 

vorgefertigte und zu einem kegelstumpffOrmigen Band 

umgeforrrtte ReibkOrper 50 besteht aus einem Tragerblech 

52, auf den ein nicht nher bezeichnetes Material 53 als 

Reibbelag aufgebracht ist. mm Falle eines einteiligen 

ReibkOrpers (ohne Trâgerblech) nach den Figuren 3 bis 5 

der D2 ist als Material Bronze genannt. 

Der beanspruchte Synchronisierring bzw. Konus 

unterscheidet sich vorn bekannten Ring nach der D2 un 

wesentlichen dadurch, dais das Reibmaterial durch den jut 

Kennzeichen des Anspruchs 1 nher definierten 

Streusinter-Reibbelag gebildet ist. Nach dem Auftragen 

wird dabei das Reibmaterial ebenso wie bei der D2 

zusammen mit dent Tragerbiech unter Umforinung auf den 

BasiskOrper des Synchronisierringes aufgebracht. Bei dem 

gemAS Anspruch 1 verwendeten Streusinter-Reibbelag wird 

unrnittelbar nach dent Aufstreuen des Sinterpulvers auf das 

Trägerblech ohn. Vorverdichtung gesintert und dann unter 

ein oder mehrxnaligem Verpressen verdichtet, wie dies beim 

Beschichten der Reibscheiben von Lamellenkupplungen an 

sich bekannt war; vgl. die in der Beschreibungseinleitung 

des angefochtenen Patents gewQrdigte D3 bzw. die mm 

Beschwerdeverfahren von der BeschwerdefQhrerin noch 

genannte Druckschrift "Hoerbiger Information: Kupplungs-

lainellen", Sonderdruck aus Werkstatt und Betrieb 

(2/4/7/1971), Seiten 9, 10. Diese bekannten, mit dent 

Streusinterverfahren beschichteten Reiblamellen 

unterliegen (mit Ausnahxne der beim Verdichten des 

Reibbelages eingebrachten Rillen) jedoch keiner weiteren 

Verformung mehr und kommen jut ebenen Zustand zur 

Anwendung. Demgegenuber erfährt beim Gegenstand nach dent 

angefochtenen Patent das mit dent Sinterbelag versehene, 

zunáchst ebene TragerbieCh eine Umformung auf den vom 

2466 .D 	 .1... 
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Synchronisierring vorgegebenen relativ kleinen 

Durchmesser und in die der Reibfläche entsprechende Form. 

	

3.2 	Die im Streitpatent formulierte Aufgabenstellung ist im 

I-Iinblick auf die in der Praxis Ublichen, zum Stande der 

Technik gehOrenden Synchronisierringe formuliert (vgl. 

die Beschreibungseinleitung des angefochtenen Patents), 

bei denen die Reibringe aus Messing sind, bzw. mit einem 

aufgeklebten ReibkOrper auf Papierbasis versehen sind 

oder aus Sinterstahi mit einer aufgetragenen dünnen 

Molybdänschicht bestehen. Nach dieser Aufgabenstellung 

sollen die beanspruchten Synchronisierringe die folgenden 

Forderungen erfUllen: 

- preisgUnstige Fertigung, 

- hohe Ausnutzung der geometrischen Reibfláche, 

- vergleichsweise lange Lebensdauer, 

- gro1,e kurzzeitige Uberlastbarkeit, 

- geringe vorzeitige Ausfallhaufigkeit. 

	

3.3 	Die Beschwerdegegnerin bestreitet, dag diese im Einzelnen 

nicht in Frage gesteilten Eigenschaften des 

Synchronisierrings nach dem Streitpatent auf die 

Anwendung des Streusinterverfahrens zurQckzufUhren sind. 

Sie vertritt die Auffassung, das gleiche Ergebnis werde 

auch bei Verwendung von normalen Sinterreibbelagen 

erreicht, bei denen dem ersten Sintern ein Vorpressen des 

Pulvers vorausgeht und die somit keine Streusinter-

reibbeläge im Sinne des angefochtenen Patents darstellen. 

Soiche Ringe seien von der BeschwerdefQhrerin selbst 

gefertigt worden. 

	

3.4 	Die objektive Aufgabe einer Erfindung ist nach standiger 

Rechtsprechung der Beschwerdekammern (T 162/86, AEl. EPA 

1988, 452, Punkt 7; T 13/84, AB1. EPA 1986, 253; T 24/81, 

AB1. EPA 1983, 133) anhand der Sachverhalte zu bestimmen, 

die sich aus dem nchstliegenden Stand der Technik 

2466.D 	 . . .1... 
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ergeben. In Streitpatent ist zur Bestirnrnung der 

Aufgabenstellung von den a. g. in der Beschreibungs-

einleitung genannten Stand der Technik ausgegangen warden 

(vgl. Punkt 3.2). 

Die aus den Jahre 1946 starnrnende D2 zeigt zwar in den 

Figuren 6, 7 - wie unter Punkt 3.1 naher erläutert - 

einen den beanspruchten Gegenstand ähnlichen 

Synchronisierring, ohne jedoch dessen Reibwerkstoff und 

Befestigung am Trágerblech nher anzugeben. Dies ist 

jedoch für die Feststellung etwaiger Nachteile des 

Reibbelags unabdinglich. Von der D2 1à9t sich somit keine 

auf die Eigenschaften des Reibmaterials bezogerie 

Aufgabenstellung ableiten. 

Für die Ermittlung der Aufgabenstellung mug auch der 

nicht dem Stand der Technik zuzurechnende, von der 

Beschwerdegegnerin erwhnte Synchronisierring aus der 

eigenen Fertigung (vgl. Pkt. 3.-3) auIer Betracht bleiben, 

bei den anstelle des Streusinterbelages ein nach einem 

anderen Sinterverfahren aufgebrachter Belag verwendet 

wi rd. 

Bei der Formulierung der objektiven Aufgabe ist demnach 

weiterhin von dem in der Beschreibungseinleitung des 

angefochtenen Patents angegebenen Stand der Technik 

auszugehen. 

	

4. 	Neuheit 

	

4.1 	Nachdem die nchstkominende Druckschrift (D2) keine 

Angaben in Hinblick auf das Reibmaterial enthãlt, stelit 

sie die Neuheit des beanspruchten Gegenstandes nicht in 

Frage. 

24 b ( . D 	 .-/... 
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4.2 	Die Druckschrift Dl bezieht sich auf das Anbringen von 

Reibmaterial auf gekrumrnten Innenreibflachen (z. B. mit 

Zylinderform, Teilzylinderform usw.). In der Dl wird 

davon ausgegangen, dag es schwierig ist, beim Aufsinten 

von Reibmaterial auf gekrUmrnte Innenflächen das dort 

aufgebrachte Sinterpulver mit innen angreifenden 

Preiwerkzeugen zu einem vorgepreIten KOrper ("compact") 

zu verdichten. Zur Losung dieses Problems sind in den 

AnsprQchen 1 und 2 sowie in der Beschreibungseinleitung 

Seite 1, Zeilen 57 bis 63 folgende Schritte angegeben: 

Auftragen einer Sinterpulverschicht auf eine Seite 

eines biegsamen schichtfOrmigen Materials (Trger-

schicht) 

Aufsintern der Pulverschicht auf diese eine Seite; 

C) ansch1ieiendes Befestigen der anderen Seite (des 

biegsarnen schichtfOrmigen Materials) auf der (gemai, 

Darstellung in den Figuren) gekrUmmten Innenflche 

(des mit dem Reibbelag zu versehenden Elements) 

Das Pulver wird dabei entweder kontinuierlich aufgetragen 

und dann teilweise derart entfernt, dai, voneinander 

getrennte, segmentierte Streubereiche entstehen, oder es 

werden von vornherein voneinander getrennteSeginent-

bereiche gestreut. 

Erst in der Beispielsbeschreibung der Dl werden nähere 

Ausführungen Uber die einzelnen Schritte des Sinter-

verfahrens gemacht: 

2466.D 
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- Auftragen des Pulvers, 

- Verdichten des Pulvers innerhaib einer Form zu einern 

PreE,ling, wobei entweder eine kontinuierliche Schicht 

oder eine Anzahl von segmentierten Pref1ingen geformt 

werden, 

- Umwandlung des gepreEten Pulvers durch Erhitzen in 

einen Sinterkorper, der an der Oberfläche des 

Trãgerstreif ens anhaftet. 

Im Falle einer kontinuierlich aufgesinterten Schicht 

werden Teilbereiche wieder entfernt, so dag ebenfalls 

segmentierte Einzelbereiche Qbrigbleiben. 

Im weiteren wird in der Dl unter Hinweis auf die leichte 

Biegsainkeit des Bremsbandes betont, dag durch die Forinung 

von gekruxnrnten Pref1ingen gemag Figur 3 die Gefahr des 

Zerbrechens der segmentierten Reibflächen beim Aufbringen 

auf den BasiskOrper verhindert werde. 

Aus diesen Ausfuhrungen und insbesondere aus der Problem-

stellung der Dl (Seite 1, Zeilen 42 bis 51) geht hervor, 

dag gerade das Vorpressen auf eine gekrCiinmte Flãche vor 

dem ersten Sinter-Erhitzen problexnatisch ist und daJ 

dieses Problem verinieden wird, wenn das Trgerb1ech erst 

nach dem Vorpressen und Sintern des Reibbelags gebogen 

wird, wobei der Reibbelag jedoch nur in Segrnentform 

aufgetragen werden darf, so dais beim Biegen des 

Trgerb1echs die Reibsegmente unverforrnt bleiben konnen. 

Bei der Dl koimnt somit das beim angefochtenen Patent 

benutzte Streusinterverfahren (ohne Vorverpressen) nicht 

zur Anwendung. Die in der Dl empfohlene Segmentierung des 

sinterreibbelages zeigt weiterhin auch die Bedenken des 

Facbinanns gegen die nachtrg1iche Verforinung eines 

kontinuierlich aufgetragenen Sinterreibbelages. 

2466.0 
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Die Druckschrift Dl lehrt also weder die Verwendung des 

Streusinterverfahrens, noch das nachtragliche Umforrnen 

eines fertig gesinterten Reibmaterials. AuSerdem ist in 

der Dl nirgends ein Hinweis auf die Herstellung von 

Synchronisierringen gegeben. 

Der Gegenstand des Anspruchs 1 des angefochtenen Patents 

ist somit gegenuber der Dl neu. 

	

4.3 	Dies gilt auch in Hinblick auf den Stand der Technik, der 

das Streusintern of fenbart (vgl. z. B. D3), denn dort 

wird weder die Verwendung dieses Verfahrens zur 

Herstellung von Synchronringen gelehrt noch ist em 

Hinweis gegeben, dag die durch Streusintern beschichteten 

ebenen Lamellen in eine gekrüxnmte Form umgeformt werden 

kOnnen. 

	

4.4 	Die übrigen im Einspruchs- und Beschwerdeverfahren 

genannten Druckschriften liegen dem Gegenstand des 

Streitpatents ferner als der vorstehend erôrterte Stand 

der Technik. 

	

4.5 	Zur Frage, ob das im Anspruch 1 enthaltene, 

verfahrensbezogene Merkmal ulStreusinternhl  am fertigen 

Synchronisierring als soiches noch zu erkennen ist, waren 

die Verfahrensbeteiligten verschiedener Ansicht. Die 

Beschwerdegegnerin vertrat irn Gegensatz zur 

Beschwerdeführerin die Auffassung, dag von ihr nach dem 

normalen Sinterverfahren ohne Vorpressen hergesteilte 

Synchronisierringe vom beanspruchten Synchronisierring 

nicht zu unterscheiden seien und die gleichen Vorteile 

aufwiesen. Nach Auffassung der Karnmer dürfte es jedoch im 

vorliegenden Fall - wie von der BeschwerdefUhrerin 

vorgetragen - moglich sein, bei mikroskopischer 

Betrachtung von Schliffbildern der unterschiedlich 

hergesteilten Sinterreibflächen Unterschiede im 

GefUgeaufbau festzustellen, denn aufgrund der geringeren 
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Anzahl von SinterbrUcken bei streugesinterten Belagen 

dürften selbst weitere Verdichtungsvorgange nach dem 

ersten Sintern die Unterschiede nicht v011ig aufheben. 

Auierdem wurde nicht behauptet, dag die nach normalen 

Sinterverfahren (mit Vorpressen) hergesteliten 

Synchronisierring-Reibbelãge (vgl. Punkt 3.3) zum Stand 

der Technik gehOren. 

Irn ubrigen ist diese Frage für die Beurteilung der 

Neuheit zweitrangig, da hierfür allein magebend ist, ob 

der Gegenstand des Anspruchs 1 aus dem Stand der Technik 

bekannt ist, was jedoch - wie aus vorstehenden Punkten 

4.1 bis 4.4 hervorgeht - nicht der Fall ist. 

	

4.6 	Der Gegenstand des Anspruchs 1 ist sornit irn Vergleich mit 

dern aufgedeckten Stand der Technik neu. 

	

5. 	Erfinderische Ttigkeit 

	

5.1 	Die irn angefochtenen Patent formulierte Aufgabenstellung 

(vgl. die vorstehenden Punkte 3.2 bis 3.4) stelit für 

sich keinen eigenständigen Beitrag zu einer 

erfinderischen Ttigkeit dar, denn die geforderten 

Eigenschaften eines Reibbelages entsprechen dern yarn 

durchschnittlichen Facbinann angestrebten optimalen 

Verhalten von Synchronisierringen. 

	

5.2 	Die Druckschrift Dl zeigt als einzige Entgegenhaltung 

eine gekrümmte Reibf1che mit gesintertem Reibmaterial. 

Das Reibmaterial ist dabei auf gekrunrnten Innenflchen 

von Bremsen und Kupplungen, insbesondere von Reibringen 

und Bndern angebracht. Urn jedoch ein Biegen des in 

ebenem Zustand mit Sinterreibrnetall belegten Trágers zu 

ermoglichen und das Brechen des aufgetragenen 

Sinterreibbelags beirn Biegen zu vermeiden, wird eine 

Segmentierurig der Sinterreibfläche vorgenommen. Die Dl 

zeigt somit die Bedenken des Fachmanns gegen das Biegen 
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und Umformen von sinterbeschichteten Tragerbiechen und 

empfiehlt eine vom Streitpatent abweichende Methode, 

narnlich die Segrnentierung der Reibfläche. Im Hinblick 

darauf, daf, bei Synchronisierringen der Biegedurchrnesser 

naturgem&S wesentlich kleiner ist und die Flächen-

pressungen und Temperaturbelastungen unbestritten 

wesentlich hOher liegen als bei Bremsbändern und 

Bremsringen nach der Dl ist die Kammer der Ansicht, daf, 

die Lehre nach Dl einen durchschnittlichen Fachrnann eher 

davon abhält, einen Synchronisierring mit irgendeinem 

Sinterreibbelag zu versehen, als ihn anzuregen, das an 

sich nur für ebene Auftragung bekannte Streusinter-

verfahren zu benutzen. Aufgrund der bei Synchronisier-

ringen zur VerfUgung stehenden kleinen Reiboberf1chen 

stelit jegliche weitere Verringerung dieser 

Reiboberf1che, wie dies ohne Zweifel bei der bekannten 

Segmentierung nach Dl der Fall ist, eine unerwünschte 

MaI!nahrne dar. Es ist daher bereits fraglich, ob die Dl 

den Fachmann dazu anregen konnte, die aus ihr bekannte 

Methode, d. h. das segrnentweise Aufsintern der Reibfla.che 

bei Synchronisierringen anzuwenden. Urn zum Gegenstand des 

Streitpatents zu gelangen, bedurfte es jedoch noch einer 

wesentlichen Abwandlung dieser Methode, nm1ich der 

Verwendung des Streusinterverfahrens, das ein Aufsintern 

des Belags auf der Reibflche und ein nachträgliches 

Urnformen ohne Segmentierung ermOglicht. Hierzu geht von 

der Dl keine Anregung aus. 

Der Einwand der .Beschwerdegegnerin, dais dies auch mit 

anderen Sinterverfahren rnOglich sei, ist von der Karnmer 

nicht nachprUfbar und steilt allenfalls einen Hinweis auf 

weitere, ev. mOgliche LOsungswege dar. Er ist jedenfalls 

nicht geeignet, das Naheliegen der beanspruchten LOsung 

zu begrUnden. 

Die Dl konnte sornit die aufgefundene LOsung gem 

Anspruch 1 nicht nahelegen. 
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5.3 	Dies gilt auch für die D3, aus der das Streusinter- 

verfahren bei ebenen Reiblamellen bekannt ist. Bei 

Lamellenkupplungen und Brernsen wird infolge der 

Aufteilung der Reibflache in zahireiche parallele Flchen 

die Flächenpressung und die Ternperaturbelastung gegenUber 

einfachen Reibpaarungen stark herabgesetzt. Der Sinter-

reibbelag unterliegt somit relativ geringen Belastungen. 

Die D3 gibt aus diesem Grunde ebenfalls keine Anregung, 

gerade das für dQnne Belãge geeignete Streusinter-

verfahren bei hOchstbelasteten Synchronisierringen zu 

verwenden, bei denen, im Gegensatz zu Reiblarnelleri, der 

Reibbelag bei der Fertigung noch einer starken Umformung 

unterworfen wird. 

	

5.4 	Das von der Beschwerdegegnerin weiterhin vorgebrachte 

Argument, dag es in der Praxis Qblich gewesen sei, 

aufgesinterte Belage Biegeversuchen zu unterwerfen, 

vermag ebenfalls nicht das Naheliegen der beanspruchten 

Losung zu begrunden, zumal hierzu weder nähere Arigaben 

noch irgendwelche Beweise vorgelegt wurden, die Auskunft 

über das Dauerverhalten derart verforrnter Sinterbelãge 

bei hOchsten Beanspruchungen geben. 

	

5.5 	Die Karniner kommt daher zu dern Ergebnis, dag sich der 

Gegenstand nach dem geltenden Anspruch 1 nicht in 

naheliegender Weise aus dem Stand der Technik ergibt und 

daher als erfinderisch anzusehen ist (Art. 56 EPU) . Dies 

gilt auch für das im Anspruch 9 gekennzeichnete spezielle 

Herstellverfahren für einen soichen Gegenstand. Das 

Patent war somit auf der Basis des Anspruchs 1 sowie der 

angepaJten AnsprUche 2 bis 9 in geandertem Umfang 

aufrechtzuerhalten (Art. 102 (3) EPU) 
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Ent scheidungsforxnel 

Aus diesen Grunden wird entschieden: 

Die angefochtene Entscheidung wird aufgehoben. 

Die Sache wird an die Vorinstanz zurUckverwiesen, mit dem 

Auftrag, das Patent mit den in der mUndlichen Verhandlung 

Qberreichten Unterlagen (AnsprQche 1 bis 9, Beschreibung 

Spalten 1 bis 10) und den erteilten Zeichnungen (Fig. 1 

bis 5) aufrechtzuerhalten. 

Der1 fte11enbeamte:  

N. 	Maslin 
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